
Maßgeblicher Leistungssatz bei Bezug von Kurzarbeitergeld (KUG) 

 

Im Regelfall hat der Arbeitgeber vom Leistungssatz 2 (= 60 v.H.) auszugehen.Er ist ohne Rücksicht 

auf den Familienstand und die Zahl der eingetragenen Kinder immer dann maßgebend, wenn in der 

elektronischen Lohnsteuerkarte der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers ein Kinderfreibetrag mit 

dem Zähler von mindestens 0,5 vermerkt ist. 

Der Leistungssatz 1 (= 67 v.H.) ist ohne Rücksicht auf den Familienstand und die Zahl der 

eingetragenen Kinder immer dann maßgebend, wenn in der elektronischen Lohnsteuerkarte der 

Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers ein Kinderfreibetrag mit dem Zähler von mindestens 0,5 

vermerkt ist. Für ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, kann unter bestimmten 

Voraussetzungen (z. B. Berufsausbildung) in der elektronischen Lohnsteuerkarte der Kinderfreibetrag 

auf Antrag durch das Finanzamt eingetragen werden. Den hiervon betroffenen Personen, für die 

sonst der Leistungssatz 2 maßgebend wäre, sollte eine entsprechende Ergänzung der elektronischen 

Lohnsteuerkarte empfohlen werden. 

Keine Eintragung von Kinderfreibeträgen erfolgt bei Personen mit Lohnsteuer der Agentur für Klasse 

V oder VI sowie solchen, deren Kinder ihren Wohnsitz im Ausland haben. In diesen Fällen kann der 

Leistungssatz 1 nur beim Vorliegen einer Bescheinigung der Agentur für Arbeit über die 

Berücksichtigung solcher Kinder zugrunde gelegt werden. Den Antrag auf eine solche Bescheinigung 

kann der Arbeitgeber, der Betriebsrat oder die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer stellen; er hat 

Name, Vorname und Geburtsdatum des Leistungsempfängers sowie des zu berücksichtigenden 

Kindes zu enthalten. Im Falle der Lohnsteuerklasse V ist dem Antrag entweder ein Auszug der 

elektronischen Lohnsteuerkarte des Ehegatten oder eine Bescheinigung des Finanzamtes oder des 

Arbeitgebers des Ehegatten über die Eintragung der Kinderfreibeträge in dessen elektronischer 

Lohnsteuerkarte beizufügen. Bei Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern mit der Lohnsteuerklasse VI ist 

die Beifügung eines Auszuges der elektronischen Lohnsteuerkarte erforderlich. Wurde deshalb kein 

Kinderfreibetrag in der elektronischen Lohnsteuerkarte eingetragen, weil sich die Kinder des 

Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin im Ausland aufhalten, ist mit dem Antrag möglichst eine 

Bescheinigung des Finanzamtes darüber vorzulegen, dass dem Steuerpflichtigen ein Steuerfreibetrag 

für den Unterhalt mindestens eines Kindes i. S. des § 32 Abs. 1, 4 und 5 EStG gewährt wird. 

 

 

Ich bestätige, dass ich die Voraussetzung für den Bezug des Leistungssatzes 2 erfülle, da ich ein 

Kind im Sinne des § 32 Abs. 1, 4 und 5 EStG habe, welches nicht in der elektronischen Lohnsteuer-

bescheinigung vermerkt ist. Eine entsprechende Bescheinigung werde ich unverzüglich 

nachreichen. 

 

 

---------------------------------------------           --------------------------------------------------------------------- 

Ort, Datum     Name des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin 

 

     --------------------------------------------------------------------- 

     Unterschrift des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin 


